- 3 -

	European Commission

DG C III - Telecommunications, Post, 
Information Society

Council of the European Union – 

JL 4050 HN 27

rue de la Loi, 175

B-1048 Bruxelles


	Telefon +43 (0)5 90 900-DW

Telefax +43 (0)5 90 900-DW243

E-Mail: rp@wko.at

Internet: http://wko.at/rp


Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom
Unser Zeichen, Sachbearbeiter
Durchwahl
Datum


Rp 447/12/04/AK
4002
09.06.2004


Dr. Adriane Kaufmann



Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Wirtschaftskammer Österreich nimmt zum Vorschlag eines Rahmenbeschlusses betreffend die Datenaufbewahrung im Kommunikationsbereich zur besseren Strafverfolgbarkeit wie folgt Stellung:

Die Wirtschaftskammer Österreich unterstützt eine sinnvolle Verbrechensbekämpfung, jedoch darf diese nicht auf Kosten der Wirtschaft betrieben werden. Der vorliegende Entwurf erscheint aus datenschutzrechtlicher und kostenrechnerischer Sicht fragwürdig, weshalb wir diesen in seiner Gesamtheit ablehnen.

Zum Einen sieht der Entwurf in Art 4 vor, dass alle Verkehrsdaten von den Betreibern aufzuzeichnen sind und bis zu 36 Monate gespeichert werden müssten. Dies halten wir nicht nur aus datenschutzrechtlicher Sicht für problematisch, es würde auch zu einem immensen administrativen und finanziellen Aufwand für die Betreiber kommen. Die Kostentragung für diesen Mehraufwand wird im Entwurf jedoch nicht angesprochen und es ist zu befürchten, dass die Intention besteht, diese Kosten die Wirtschaft tragen zu lassen. Dies würde insgesamt zu einer Kostenexplosion europaweit sowohl bei der Mobilkommunikation als auch bei Internetdiensten führen, die der Konsument letztendlich zu tragen hätte. Es muss bei einer derartigen Regelung jedenfalls sichergestellt werden, dass die Kosten nicht von den Betreibern zu tragen sind. Eine diesbezügliche Kostenüberwälzungsregelung auf die Betreiber wurde bereits im Rahmen des Telekommunikationsgesetzes vom VfGH als verfassungswidrig aufgehoben.

Im Rahmen der Lissabon Ziele hat der Europäische Rat das Ziel festgelegt, die "Europäische Union bis 2010 zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen". Teil des Lissabon Prozesses ist es innerhalb der Europäischen Union eine Informationsgesellschaft für alle zu schaffen. Aus diesem Prozess ist die eEurope Initiative und die Bekämpfung des "digital divides" hervorgegangen. Die Wirtschaftskammer Österreich sieht durch die vorgeschlagene Maßnahme dieses Ziel stark gefährdet. Die zu erwartende deutlich spürbare Erhöhung der Kosten im Kommunikationsbereich für Konsumenten und Unternehmen wird zu einer Verringerung der Inanspruchnahme moderner Kommunikationsmittel führen. Anstatt einer Öffnung der Informationsgesellschaft für alle wird der Kostenfaktor der Kommunikationsmittel den "digital divide" erhöhen.

Zum Anderen gibt die Wirtschaftskammer Österreich aus datenschutzrechtlicher Sicht zu bedenken, dass Kommunikationsdaten auch Geschäftsgeheimnisse von Unternehmen darstellen. Ein umfassendes Abbild des Kommunikationsverlaufes eines Betriebes könnte in den Händen eines Mitbewerbers zu einer Geschäftsschädigung führen. Effektive Garantien, diese Daten vor einem unbefugten Zugriff zu schützen, sind derzeit nicht erkennbar.

Abgesehen von diesen Bedenken wird aus Sicht der Wirtschaftskammer Österreich die Fülle der Daten, welche laut dem Vorschlag zu speichern sind, in kürzester Zeit einen Umfang erreichen, der eine strukturierte Analyse zur präventiven Verbrechensbekämpfung unmöglich macht. Strafverfolgungsbehörden werden jedenfalls auf weitere Quellen angewiesen sein, um einen konkreten Verdacht zu formulieren. Dem Aufwand der umfassenden Datenspeicherung im Kommunikationsbereich steht aus Sicht der Wirtschaftskammer Österreich kein konkreter Nutzen gegenüber. Überdies ist die Definition der aufzuzeichnenden Daten sehr ungenau und geht sehr weit.

Aus dem EU-Rechtsrahmen für Telekommunikation (Telekom-Paket) ergibt sich kein unmittelbarer Bedarf für einen solchen Rahmenbeschluss. Ein Ansatz findet sich nur auf Europarats Ebene hinsichtlich der Cyber Crime Convention. Wir würden es daher für sinnvoller erachten, wenn dieses Thema auf Europarats Ebene behandelt wird und nicht zum EU-Rechtsrahmen zugefügt würde. Zudem spricht sich die RL über Datenschutz in der elektronischen Kommunikation gegen die Speicherung von Verkehrsdaten aus, welche gerade der Rahmenbeschluss vorsieht.

Eine sinnvolle Verbrechensbekämpfung sollte nicht auf Kosten der Wirtschaft betrieben werden. Es sollte eigentlich selbstverständlich sein, dass eine staatliche Aufgabe, die der Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit dient, auch von der öffentlichen Hand finanziert wird. Dabei ist es auch Aufgabe der öffentlichen Hand, die Gesamtkosten dem konkreten Nutzen gegenüberzustellen.
Mit freundlichen Grüßen

Univ.Doz. Dr. Hanspeter Hanreich
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